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Anlage 7 zur GRDrs 844 / 2009
Verlängerung von Stellenvermerken
 zum Stellenplan 2010
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	St.-Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk

	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320 0203 042


	Amt für öffentliche Ordnung 
	A 14
	     
	Tierarzt / 

Tierärztin
	0,50
	alt:
KW 

01 / 2010

neu:
01 / 2012
	Kein zusätzlicher Aufwand, da Stellenbesetzungen nur bei Kostenerstattung durch das Land erfolgen dürfen.



	320 0203 290


	Amt für öffentliche Ordnung
	EG 9
	     
	Lebensmittel-

kontrolleur(in)
	0,50
	alt:

KW 

01 / 2010

neu:
01 / 2012
	

	320 0203 072


	Amt für öffentliche Ordnung
	A 8
	     
	Sachbearbeiter(in)
	0,50
	alt:

KW 

01 / 2010

neu:
01 / 2012
	


Begründung
Im Zuge des Verwaltungsstrukturreformgesetzes wurde die untere Verwaltungsbehörde u. a. im Bereich der Lebensmittelüberwachung zum 01.01.2005 mit neuen Pflichtaufgaben nach Weisung beauftragt. Durch das zum 01.01.2006 vollständig in Kraft getretene EU-Hygienepaket sowie durch nationale Hygienevorschriften (Allgemeine Verwaltungsvorschrift Rahmenüberwachung) wurden diese Aufgaben erheblich erweitert. Zum Stellenplan 2006 / 2007 wurden zur Aufgabenerledigung in den neuen Bereichen Qualitätssicherung, Rückverfolgbarkeit, und Risikobeurteilung 3,25 Planstellen geschaffen. 
Eine Besetzung aller geschaffenen Stellen wurde von deren Finanzierung durch das Land abhängig gemacht (GRDrs 1366 / 2005). 1,50 (von diesen 3,25) Planstellen haben den Stellenvermerk KW 01 / 2010.  Die Stellenvermerke an o. g. Planstellen sollen bei unveränderter Beibehaltung des Finanzierungsvorbehalts durch das Land um 2 Jahre auf KW 01 / 2012 verlängert werden. 
Auf die GRDrs 204 / 2009 - Personelle Auswirkungen des Verwaltungsreformstrukturgesetzes bei der Lebensmittelüberwachung im Jahr 2010 - darf in diesem Zusammenhang verwiesen werden.

Auf Grund des Besetzungsvorbehalts (bisher keine Finanzierung durch das Land) konnten folgende Aufgaben bis heute nicht wahrgenommen werden. 

1. Qualitätssicherung:

Das Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum Baden-Württemberg hat seit 4 Jahren Verfahrensanweisungen und Verwaltungsvorschriften herausgegeben, die in Bezug auf die Qualitätssicherung verbindlich sind. Sowohl die Umsetzung als auch die Anpassung dieser Vorschriften sind innerhalb der Landeshauptstadt Stuttgart auf Grund der Nichtbesetzung der geschaffenen Planstellen bis heute nicht erfolgt. 
2. Rückverfolgbarkeit:

Ziel der EU-Verordnung 178/2002, in Kraft seit 01.01.05, zur Rückverfolgung von Lebensmitteln, Kosmetika und Bedarfsgegenständen ist, deren Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen nachzuvollziehen und bei Beanstandungen an der richtigen und verantwortlichen Stelle die erforderlichen Maßnahmen ergreifen zu können. Die Erhebung der hierfür erforderlichen Daten muss im Rahmen der Betriebskontrollen erfolgen. Dies führt dazu, dass sowohl die jeweiligen Betriebsprüfungen als auch die sich daran anschließenden Dokumentationen zeitintensiver und aufwändiger werden. Diese Aufgaben konnten bisher nicht kontinuierlich, standardisiert und flächendeckend im Sinne des Verbraucherschutzes umgesetzt werden. 
3. Risikobeurteilung:
Die im Stadtgebiet Stuttgart ansässigen Betriebe sind per Verwaltungsvorschrift in Risikokategorien einzustufen. Dies ist durch wissenschaftlich ausgebildetes Personal (Tierärzte) vorzunehmen und für jeden Betrieb zu dokumentieren und fortzuschreiben. Um eine einheitliche und vergleichbare Einteilung der Betriebe vornehmen zu können, müssen erstens die entsprechenden Daten erhoben und ausgewertet und zweitens die Betriebe flächendeckend kontrolliert werden. Nur wenn eine vergleichbare und einheitliche Beurteilung stattgefunden hat, kann eine angemessene und korrekte Einteilung in die entsprechende Risikokategorie und deren Fortschreibung geleistet werden. 
